
einer wende gesprochen, was aber
in keiner Weise eine Umkehr be-
deute. Die DDR bleibe ein sozia-
listisches Land. Das diene auch
der Stabilität in Europa.

Bundeskanzler Kohl begrüßte
den aufgenommenen Kontakt und
sprach sich für seine Weiterfüh-
rung aus. Er sei dafür, bei an-
stehenden Problemen zum Tele-
fon zu greifen und miteinander
zu sprechen. Egon Krenz stimmte
dem zu und bemerkte, es sei im-
mer besser, miteinander als über-
einander zu reden.

Beide- Gesprächspartner waren
sich einig, daß die Politik in al-
lem den Interessen der Menschen
zu dienen halbe. Sie verständig-
ten sich im weiteren über Fra-

gen, die künftig auf der Tages-
ordnung stehen. Seitens der BRD
— so erklärte Egon Krenz — möge
überdacht werden, wie einige
praktische Fragen so gehandhabt
werden können, daß die Respek-
tierung der Staatsbürgerschaft der
DDR deutlich werde. Helmut Kohl
bekräftigte seinen Standpunkt,
daß man über jene Dinge spre-
chen müsse, über die man sich
gemeinsam einigen könne. Beide
Politiker kamen überein, daß
ihre Beauftragten anstehende
Fragen erörtern und zur Entschei-
dung vorbereiten.

Egon Krenz wünschte Bundes-
kanzler Kohl gute Gesundheit
nach seiner <überstandenen Opera-
tion.

B e r l i n (ND/ADN). Am kriti-
schen und konstruktiven Dialog
beteiligen sich sehr engagiert die
Gewerkschafter in allen Berei-
chen unserer Gesellschaft. Vor-
sitzende von Industriegewerk-
schaften und Gewerkschaften er-
örterten am Donnerstag in Ge-
sprächen mit Kollektiven den
spezifischen Beitrag der Gewerk-
schaften für die weitere Gestal-
tung des Sozialismus in der DDR.
Dabei bekräftigten die Gewerk-
schafter ihre Position, daß die
Interessen der Werktätigen auf
allen Ebenen besser als bisher
vertreten werden müssen.

Plauen. Im VEB Druckmaschi-
nenwerk Piamag traf sich Ger-
hard Nennstiel, Vorsitzender des
Zentralvorstandes der IG Metall,
mit Arbeitern. Der Kernmacher
und AGL-Vorsitzende Günter
Seifert aus der Gießerei äußerte
im Gespräch: „Was uns als Ge-
werkschaftsmitglieder am mei-
sten bewegt, ist die Tatsache, daß
in der Vergangenheit von uns
viele Sorgen vorgebracht worden
sind, auf die nicht genügend rea-
giert worden ist." Das müsse sich
grundlegend ändern. Jawohl, bei
der Wahrnehmung unserer ge-
werkschaftlichen Verantwortung
haben auch wir Fehler zugelas-
sen. Wir haben nicht genügend
dafür gesorgt, daß Probleme, die
in unserer Verantwortung liegen,
gelöst worden sind, so Gerhard
Nennstiel.

Die Gewerkschaft habe bei-
spielsweise zugestimmt, daß die
Plandiskussion für 1990 in den
Monaten Juli/August geführt
wurde, obwohl zu dieser Zeit
viele Werktätige im Urlaub wa-
ren. Das sei falsch gewesen. Dar-
aus müßten Lehren gezogen wer-
den.

Am gleichen Tag besuchte Ger-
hard Nennstiel auch das Plaue-
ner Glühlampenwerk.

Berlin. Betriebliche Probleme
und große Politik standen im
Berliner Warenhaus am Marzah-
ner Tor bei einer Aussprache mit
Hannelore Schulz, Vorsitzende
des Zentralvorstandes der Ge-
werkschaft Handel, Nahrung und
Genuß, zur Debatte.

Wartungsmechaniker Frank
Spantig, vor einem dreiviertel Jahr
aus dem FDGB ausgetreten, be-
gründete diesen Schritt damit, daß
er „von einer Vertretung der In-
teressen der Werktätigen nichts
mehr gespürt" habe. Zu seiner
Anwesenheit in dieser gewerk-
schaftlichen Runde sagte er: Im
Gespräch wolle er erfahren, ob
die Gewerkschaft für ihn wieder
eine Perspektive biete.

„Die Probleme, die wir gegen-
wärtig in allen Bereichen disku-
tieren, müssen gelöst werden. Die-
ser Aufgabe hat sich die Partei
gestellt. Zusätzlich bereitgestellte
LKW sollen das Transportpro-
blem entspannen", teilte Hanne-
lore Schulz mit. Es werde ange-
strebt, Waren aus der Industrie,
die für den Export vorgesehen
waren, aber noch nicht vertraglich
gebunden sind, kurzfristig der Be-
völkerung zur Verfügung zu stel-
len. Vorschläge gebe es schon zum
Abbau von Beständen in den Han-
delseinrichtungen durch Schluß-
verkäufe.

Eisleben. Über das neue Profil
des Stammbetriebes des Mans-
feld Kombinats „Wilhelm Pieck"
in den neunziger Jahren infor-
mierte am Donnerstag General-
direktor Dr.-Ing. Bernd Reich-
mann auf einer Gewerkschafts-
versammlung in der August-Be-
bel-Hütte Hejfera. Die teure und
ständig uneffektivere Kupferpro-
duktion unter Tage wird sich auch
aus volkswirtschaftlichen Erwä-
gungen drastisch verringern. Die
Verantwortlichen des Kombinats
haben deshalb ein Konzept für
die Umgestaltung vorgelegt, das
auf der jüngsten Tagung des Po-
litbüros des ZK der SED bestä-
tigt wurde.

Der Thomas-Müntzer-Schach't
Sangerhausen wird in den kom-
menden zwei Jahren auslaufen.
Wegen erhöhter Wasserzufuhr sei
dort eine Förderung von Kupfer-
schiefer künftig nicht mehr ver-
tretbar. Anfang kommenden Jah-
res soll daher eine moderne Fer-
tigungslinie für Konservenblech
mit 50 Arbeitskräften in Betrieb
gehen.

Zuvor hatte der Vorsitzende
des Kreisvorstandes der IG Berg-
bau-Energie des Mansfeld Kom-
binats, Otto Hahn, gefordert, die
Lohnzuführung für Kombinate
und Betriebe künftig an das tät-
sächliche Leistungswachstum der
Wirtschaftseinheiten zu binden.
Er informierte über Sofortmaß-
nahmen für die Verbesserung im
Ferienwesen u. a. darüber, daß
ein Gästehaus des Kombinats im
Harz, über dessen Verwendung
bisher der Generaldirektor ent-
schied, künftig den Werktätigen
des Konsumgüterbetriebes zur
Verfügung steht.

Im CENTRUM-Warenhaus
Berlin am Hauptbahnhof fragten
Verkäuferinnen, wie künftig in
allen Sortimenten dem Bedarf
entsprechend versorgt werden
könne. Dazu sagte Werner Jaro-
winsky:

„Ich komme nicht von einem
anderen Stern, kenne also die ge-
genwärtige Situation. Um sie
grundlegend und stabil zu ver-
ändern, brauchen wir eine um-
fassende Wirtschaftsreform. Sie
muß Produktion wie Handel
deutlich ausrichten auf den Be-
darf, auf die Interessen der Kun-
den, der Käufer. Das gilt sowohl
für unseren Binnenmarkt als
auch für den Weltmarkt. Also:
Der Bedarf muß zum Maßstab
der Planung, der gesamten Wirt-
schaftstätigkeit werden.

In diesem Zusammenhang sind
weiter zu durchdenken die Fra-
gen der Eigenverantwortung und
der Eigenerwirtschaftung der
Mittel in den Kombinaten und
Betrieben. Es geht um eine grö-
ßere Selbstbestimmung der Wirt-
schaftseinheiten, die flexibles
Reagieren auf Bedürfnisse und
Bedarf gestattet. Das schließt ein,
die Kapazitäten in den Konsum-
güter herstellenden Bereichen so
zu entwickeln, daß man dem Be-
darf auch in Menge und Qualität
entsprechen kann. Das werden
wir Schritt für Schritt verwirk-
lichen."

Dresden (ND/ADN). Hundert-
tausende Einwohner des Bezirks
Dresden nahmen am Donnerstag-
abend auf Plätzen, in Schulen,
Kulturhäusern, Kinos und Klubs
Stellung zu drängenden Proble-
men der gesellschaftlichen Ent-
wicklung in der DDR und in ih-
ren Kommunen. Mit ihnen spra-
chen Funktionäre der in der Na-
tionalen Front der DDR verein-
ten Parteien und Massenorgani-
sationen, Volksvertreter und Pro-
minente aus allen gesellschaftli-
chen Bereichen.

Rund 100 000 Bürger der Be-
zirksstadt waren auf ein Freige-
lände nahe dem Hygienemuseum
gekommen. Oberbürgermeister
Wolfgang Berghofer informierte
über die Ergebnisse eines außer-
ordentlichen Plenums der Stadt-
verordnetenversammlung am sel-
ben Tage. Es hatte die Bildung
von zeitweiligen Arbeitsgruppen
und damit einen neuen Weg des
gemeinsamen Tragens von Ver-
antwortung beschlossen.

Zu den auf dem Meeting Ver-
sammelten sprach auch Hans
Modrow, 1. Sekretär der SED-
Bezirksleitung Dresden. Angehö-
rige unterschiedlicher sozialer
Schichten nahmen die Möglichkeit
zur Anfrage wahr. Dafür standen
mehrere kleine Podien mit Mikro-
fonen zur Verfügung.

Mit zunehmender Dauer der
Veranstaltung — als Gesprächslei-
ter wirkte der Chefdirigent der
Dresdner Philharmonie, Jörg-Pe-
ter Weigle — gewann der Dialog
an Gewicht, brachten Teilnehmer
neben Kritischem Lösungsvor-
schläge ein.

Im Anschluß an die Veranstal-
tung formierte sich ein Zug von
etwa fünf- bis sechstausend Men-
schen, die mit Spruchbändern,
Kerzen und Fackeln von der Dii-
logstätte friedlich durch das Stadt-
zentrum zogen.

Außenminister
des Warschauer
Vertrages tagen in
Polens Hauptstadt

Warschau (ND-Korr.). Das Ko-
mitee der Außenminister der
Staaten des Warschauer Vertra-
ges trat am Donnerstag in War-
schau zu einer turnusmäßigen
Tagung zusammen. Für die DDR
nehmen Außenminister Oskar
Fischer, der 1. Stellvertreter des
Außenhandelsministers, Kurt
Fenske, sowie der Staatssekretär
und 1. Stellvertreter des Außen-
ministers, Herbert Krolikowski,
an den zweitägigen Beratungen
teil.

Mit der Tagung werde das Ziel
verfolgt, die politische Seite des
Bündnisses auszubauen, erklärte
Oskar Fischer gegenüber dem
ND-Korrespondenten.

Die an der Tagung des Komi-
tees teilnehmenden Außen- und
Außenhandelsminister wurden
am selben Tage vom polnischen
Staatspräsidenten Wojciech Jaru-
zelski empfangen. Der rumänische

Votum für KSZE-Gipf«ltr«ff«n
1992 in Finnlands Hauptstadt

Helsinki (ADN). Michail Gor-
batschow hat am Donnerstag in
Helsinki die Bereitschaft der
UdSSR erklärt, gemeinsam mit
allen Nuklearmächten und den
Anliegerstaaten effektive Garan-
tien für eine kernwaffenfreie
Ostsee zu vereinbaren. In einer
Rede in der Finlandia-Halle
teilte der Vorsitzende des Ober-
sten Sowjets der UdSSR mit, daß
die Sowjetunion einseitig zwei
bislang in der Ostsee stationierte
kernwaffenbestückte Untersee-
boote außer Dienst gestellt hat.
Die verbliebenen vier U-Boote
dieser Klasse sollen bis Ende 1990
verschrottet werden. Vernichtet
würden auch die dazugehörigen
Raketen. Sie würden nicht durch
neue ersetzt.

Gorbatschow' schlug vor, das
für 1992 anberaumte KSZE-Tref-
fen auf höchster Ebene in Hel-
sinki abzuhalten. Er teilte mit,
daß Finnlands Präsident Mauno
Koivisto dazu sein Einverständ-
nis erklärt hat.

Jewgcni Schwarz' „Der Dreien«"
jetzt auf der Leinwand

Berlin (ADN/ND). Mit Eldar
Rjasanows Streifen „Liebe Jelena
Sergejewna" nach Ljudmila Ra-
sumowskajas gleichnamigem Büh-
nenstück wurde am Donnerstag
im Berliner Filmtheater „Kos-
mos" das XVIII. Festival des
sowjetischen Films in der DDR
festlich eröffnet. Bis zum 2. No-
vember bietet das Festival vier
weitere sowjetische Filme jünge-
rer Produktion, so Wladimir Pop-
kows „Der Sünder", „Witwen"
von Sergej Mikaeljan sowie
„Man hat nicht immer Glück"
von Ära Gabrieljan. Nach Moti-
ven des Märchens „Der Drache"
von Jewgeni Schwarz schuf Mark
Sacharow seinen Film „Den Dra-
chen töten" - eine aktuelle Pa-
rabel über den Kampf des Men-
schen gegen innere und äußere
Zwänge und Bedrohungen.

Zu den Gästen der Eröffnungs-
veranstaltung gehörten die Mit-
glieder des Politbüros Hermann
Axen, Sekretär des ZK der SED,
und Erich Mückenberger, Präsi-
dent der Gesellschaft für Deutsch-
sowjetische Freundschaft, sowie
eine Delegation sowjetischer
Filmschaffender.

Alle Filme des XVIII. Festivals
kommen in den nächsten Wochen
in die Kinos. Ab sofort sind auch
die Festivalbeiträge des Vorjah-
res „Der kalte Sommer des Jah-
res 53 ...", „Spiele für Schulkin-
der" sowie „Und morgen war
Krieg" wieder auf dem Spielplan.

Berlin (ADN). Die Regierung
der DDR hat sich in der vergan-
genen Woche mit der plan- und
vertragsgerechten Bereitstellung
von Waren und Leistungen in ho-
her Qualität, mit dem Angebot
im Einzelhandel und mit Dienst-
leistungen für die Bevölkerung
beschäftigt. Das erklärte der Vor-
sitzende des Ministerrates, Willi
Stoph, am Donnerstag in einem
Interview für die Aktuelle Ka-
mera und den Rundfunk der
DDR. Es wurden Beschlüsse zum
zusätzlichen Import von techni-
schen Konsumgütern und Le-
bensmitteln gefaßt. Große An-
strengungen würden unternom-
men, Produktion und Angebot
von Ersatzteilen, technischen
Konsumgütern und Textilien, ins-
besondere Untertrikotagen, spür-
bar zu verbessern.

Das Interview hat folgenden
Wortlaut:

Fernsehen: Der neue Staatsrats-
vorsitzende hat in seiner Antritts-
rede vor der Volkskammer von einer
notwendigen neuen Arbeitsweise
der Regierung gesprochen. Wörtlich
war davon die Rede, daß der Mini-
sterrat ein Organ der Volkskammer
sein muß. Wie steht der Minister-
ratsvorsitzende dazu?

Willi Stoph: Der Ministerrat
ist, wie in der Verfassung veran-
kert, ein Organ der Volkskam-
mer. Worum es geht, ist, daß der
Ministerrat als Organ der'Volks-
kammer seine Arbeit entspre-
chend der neuen Lage, der Ver-
änderung der Lage gestaltet. Der
Ministerrat hat unmittelbar nach

der 9. Tagung des Zentralkomi-
tees der SED eine erste Auswer-
tung der dort gegebenen Orien-
tierung für seine künftige Arbeit
vorgenommen. Ich kann hier in
voller Verantwortung erklären,
daß sich der Ministerrat mit den
Beschlüssen dieser Tagung und
der Rede des Vorsitzenden des
Staatsrates in der Volkskammer
in voller Übereinstimmung befin-
det. Es geht jetzt darum, wie der
Generalsekretär des ZK der SED,
Genosse Egon Krenz, erklärte,
daß der Ministerrat der DDR die
in der Verfassung festgelegten
Aufgaben als Regierung der Ar-
beiter-und-Baaiern-Macht voll
wahrnimmt und wahrnehmen
kann.

In der weiteren Verwirklichung
des Verfassungsauftrages wird
die Regierung ihren Beitrag zur
notwendig gewordenen Wende in
der Entwicklung unserer Gesell-
schaft und des sozialistischen
Staates leisten. Das heißt, die
einheitliche Durchführung der
Staatspolitik zu leiten und die
Erfüllung der politischen, ökono-
mischen, kulturellen und sozialen
sowie der ihr übertragenen Ver-
teidigungsaufgaben zu organisie-
ren, so, wie es in der Verfassung
steht.

Viel Positives für die Deutsche
Demokratische Republik und ihre
Bürger wurde in der Vergangen-
heit erreicht, was heute Bestand
hat und auch morgen Bestand
haben wird. Es haben sich jedoch
— besonders in den letzten Jah-
ren — viele Probleme angestaut,

- Berlin (ADN/ND). Ein Diskus-
sionsangebot an die Jugend der
DDR, wie die Erneuerung des So-
zialismus in der DDR voranzu-
bringen ist, machte am Donners-
tagnachmittag in Berlin der 1. Se-
kretär des FDJ-Zentralrates,
Eberhard Aurich, in einer im Kol-
lektiv erarbeiteten Rede zu Be-
ginn der 12. Zentralratstagung.
Die FDJ und ihre Pionieforgani-
sation „Ernst Thälmann" müßten
erneuert und die ihnen gemäßen
Inhalte, Methoden, Formen der
Tätigkeit des Jugendverbandes
müssen neu bestimmt werden. Die
Zeit dränge, aber sie verlange
Wahrheit, Offenheit, Gründlich-
keit des Gedankens und Solidi-
tät des Vorschlags. Mehr denn je
müsse und wolle die FDJ sich mit
allen Jugendlichen beraten, ihre
Ideen und Vorschläge anhören.
Die Aufforderung durch das ZK
der SED, bei allem, was das Le-
ben der Jugend betrifft, mitzuent-
scheiden und mitzubestimmen,

entspreche dem Wunsch des Ju-
gendverbandes. In diesem Sinne
wurde unter anderem angeregt,
ein neues FDJ-Statut sowie das
4. Jugendgesetz der DDR auszu-
arbeiten.

Eberhard Aurich informierte
die Mitglieder und Kandidaten
des Zentralrates über einen am
selben Tag eingegangenen Brief
von Egon Krenz, in dem sich der
Generalsekretär des ZK der SED
für eine ihm am 9. Oktober vom
Zentralrat übersandte Einschät-
zung der' politischen Lage unter
der Jugend bedankt. Zur wei-
teren Erörterung von Gedan-
ken und Vorschlägen des Jugend-
verbandes hat Egon -Krenz das
Büro des FDJ-Zentralrates zu
einer Aussprache eingeladen.

Der Rede Eberhard Aurichs
schloß sich eine konstruktive und
kritische Diskussion an, die am
heutigen Freitag fortgesetzt wird.

Tag in der BRD-Zeitung „Die
Welt" behauptet, seine Partei
wolle sich in der DDR organisie-
ren. Das sei für eine „Partei zur
Wiederherstellung Deutschlands
selbstverständlich". Wie ADN da-
zu weiter erfuhr, werde mit aller
Strenge des Gesetzes vorgegan-
gen, wenn Neonazis versuchen
sollten, irgendwo in der DDR
wirksam zu werden oder ihr
Hetzmaterial zu verbreiten. Zur
Ankündigung von Schönhuber, er
wolle in die DDR reisen, hieß es,
die Kontrollen an den Staatsgren-
zen bildeten auch in Zukunft die
Gewähr dafür, die Bürger des
Landes vor Aktivitäten neonazi-
stischer Organisationen der BRD
sicher zu schützen.

London (ADN). 150 000 junge
Briten sind nach Angaben der
nationalen Hilfsorganisation für
Obdachlose „Shelter" derzeit
ohne feste Unterkunft. Viele von
ihnen strömen nach London, wo
sich die Zahl jener Jugendlichen,
die auf den Straßen der Innen-
stadt übernachten müssen, in den
vergangenen zwei Jahren um
50 Prozent erhöht hat.

Die „Centrepoint Soho", eine
zur Untersuchung der sozialen
Lage junger Menschen in der bri-
tischen Hauptstadt gebildete Ar-
beitsgruppe, ermittelte, daß zwei
Drittel aller derzeit in London
vagabundierenden Jungen und
Mädchen aus Industriegebieten
des Landes mit einer hohen Ar-
beitslosenquote kommen.

Washington (ADN). Bei einer
Gefangenenmeuterei sind am
Mittwoch in der Strafvollzugsan-
stalt von Camp Hill (USA-Bun-
desstaat Pennsylvania) 42 Perso-
nen verletzt worden — 35 Mit-
glieder des Personals, fünf Ge-
fangene sowie ein Feuerwehr-
mann und ein Polizist. Nach An-
gaben eines Gefängnissprechers
hatten die Meuterer, die nach
acht Stunden aufgaben, über
selbstgebaute Waffen verfügt und
vier Brände gelegt.

Das Gefängnis von Camp Hill
ist derzeit mit 2600 Insassen zu
45 Prozent überbelegt. Am Mon-
tag war bereits im benachbarten
Huntington eine Meuterei ausge-
brochen, bei der 29 Wärter und
19 Gefangene Verletzungen erlit-
ten hatten.

Säo Paulo (ND). Bei einem
Erdrutsch im Süden der brasilia-
nischen Hafenstadt Säo Paulo
wurden 32 Hütten der Elends-
siedlung „Nova Republica" unter
Zehntausenden Tonnen Erde be-
graben.

Bei dem Unglück kamen minde-
stens 60 Slumbewohner, darunter
acht Kinder, ums Leben. Ret-
tungsmannschaften und Bewohner
suchen rund um die Uhr in den
Trümmern der „Favela" nach
Vermißten.

Bauunternehmer hatten am
Rande des Armenviertels illegal
Erde und Müll abkippen lassen.
Teile dieser 80 Meter hohen und
150 Meter langen Aufschüttung
hatten sich gelöst und die Hütten
verschüttet.

die in diesen Tagen und Wochen
offen und zum Teil mit großer
Leidenschaft diskutiert werden.
Zu vielen dieser Fragen hat es
auch im Ministerrat eine offene
und kritische Aussprache gege-
ben, die zu ersten Schlußfolge-
rungen geführt hat. Das betrifft
die Versorgung der Bevölkerung
mit Waren und Dienstleistungen,
die Bereitstellung von Ersatztei-
len, Fragen des Umweltschutzes
und vieles andere.

Prinzipiell geht es darum, daß
die Regierung künftig noch bes-
ser und wirkungsvoller ihre auf
das Wohl des Volkes gerichteten
Aufgaben erfüllt.

Ich möchte hier erklären, daß
ich es auch für notwendig und
zweckmäßig halte, künftig in
stärkerem Maße Rechenschaft
vor der Volkskammer, dem höch-
sten Organ unseres sozialistischen
Staates, abzulegen. Das gilt so-
wohl für den Ministerrat insge-
samt als auch für jedes seiner
Mitglieder. Bei der Auswertung
der 9. Tagung des ZK sind wir
von der Gesamtverantwortung
des Ministerrates als Kollektiv-
organ ausgegangen und auch von
der Verantwortung jedes Mini-
sters für seinen Bereich. Ent-
sprechend der Einheit von Er-
neuerung und Kontinuität wer-
den wir das, was sich in der Ver-
gangenheit bewährt hat, kon-
struktiv weiterführen und prü-
fen, wo Veränderungen in der
Arbeit des Ministerrates oder
seiner Mitglieder notwendig sind.
So verstehen wir Reformen und
andere Maßnahmen, die auf die
Festigung des Sozialismus in un-
serem Lande gerichtet sind.

Die vorzunehmende Analyse
wird, dessen bin ich gewiß, zu
realen Vorschlägen für die wei-
tere Entwicklung unserer Volks-
wirtschaft und des gesamten ge-
sellschaftlichen Lebens führen.

Sie haben das Ziel, auf der
Grundlage wachsender Produkti-
vität und Effektivität, besonders
in der Volkswirtschaft, das ma-
terielle und kulturelle Lebens-
niveau der Bürger spürbar zu
verbessern. Das wird der Haupt-
bestandteil des Arbeitspro-
gramms der Regierung sein. In
diesem Zusammenhang kann ich
Ihnen mitteilen, daß der Mini-
sterrat in seiner nächsten Sitzung
den Entwurf eines Reisegesetzes
beraten und anschließend zur

Berlin (West) (ADN). Berlin
(West) müsse die Politik gegen^
über der DDR und den soziali-
stischen Ländern neu bestimmen,
sagte der Regierende Bürgermei-
ster der Stadt, Walter Momper,
am Donnerstag in einer Regie-
rungserklärung vor dem Abge-
ordnetenhaus. Die Stadt müsse
Abschied nehmen von Verhal-
tensweisen aus der Zeit des kal-
ten Krieges. „Der Antikommu-
nismus muß aus unseren Köpfen
heraus. Der verhindert es näm-
lich, daß ein europäisches Den-
ken sich entwickelt, das über die
Elbe hinausreicht." Die deutsche

(Fortsetzuno auf Seite 2)

Taibei. Eine taiwanesische
Boeing 737 stürzte am Donners-
tag kurz nach dem Start in Hua-
lian ab. Alle 56 Insassen kamen
ums Leben.

Addis Abeba. Rund 1,85 Mil-
lionen Äthiopier sind wegen des
Ausbleibens von Niederschlägen
von einer Hungersnot bedroht.
Das wurde am Donnerstag in Ad-
dis Abeba mitgeteilt.

Jobannesburg. Ein fünftägiger
landesweiter Streik von 8000
Bergarbeitern in Südafrikas Dia-
mantenminen ging am Donners-
tag mit einer Vereinbarung über
Lohnerhöhungen zu Ende.

Delhi. Schwere Unruhen im
nordindischen Unionsstaat Bihar
forderten 42 Menschenleben. Be-
reits mehrfach war es zu Aus-
schreitungen zwischen Hindus und
Moslems gekommen.

London. Britische Betrüger ha-
ben Millionen von gebrauchten
Briefmarken mit chemischen Mit-
teln reingewaschen und wieder-
verwendet. Die Post wurde um
zehn Millionen Pfund geschädigt.
Die Polizei nahm 17 Personen
fest.
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Manch einer spricht im öffent-
lichen Dialog so, als wäre alles
nichts wert, was bisher gemacht
wurde. Das geht gegen meine
Arbeiterehre!

Seit 20 Jahren bin ich Meister.
Natürlich ärgert mich, daß die
Materialdecke bei uns oft zu
dünn ist. Das wirkt sich auf die
Kontinuität aus und auch auf
die Ausnutzung der Arbeitszeit.
Das muß in Ordnung gebracht
werden, das Material muß wie-
der schieben.

wir wollen nicht, daß man
eines Tages volle Schaufenster
hat, sich aber kaum etwas kau-
fen kann. Wir wollen auch nicht,
daß es bei uns Arme gibt, die
immer ärmer werden und Reiche,
die immer reicher werden. Sozia-
lismus hat viel mit sozialer Si-
cherheit zu tun. Wir brauchen
nicht weniger, sondern mehr So-
zialismus. Mehr Sozialismus
kommt vor allem durch Arbeit.

Werner D a l i m a n n ,
RAW „Erwin Kramer"

Potsdam

Berlin (ADN). Vom Chef der
neonazistischen „Republikaner",
Schönhuber, verkündete Ambitio-
nen, seine Partei auch in der DDR
zu formieren, hat ein Sprecher dei
Innenministeriums der DDR am
Donnerstag als provokatorische
Anmaßung gekennzeichnet. Ge-
genüber ADN stellte der Sprecher
fest, daß dem Entstehen neonazi-
stischer Gruppierungen in der
DDR durch Verfassung wie durch
Volkswillen für immer ein Riegel
vorgeschoben ist. In der auf anti-
faschistischer Grundlage entstan-
denen und gewachsenen soziali-
stischen DDR hätten Leute vom
Schlage des SS-Mannes Schönhu-
ber keine Chance.

Schönhuber hatte am selben

„ Es gibt auch manche Erwar-
tungen im Kollektiv. Zum Bei-

spiel, daß Konsumgüter von
"Qualität, die auf der Leipziger
gleise gezeigt werden, nicht erst
nach vielen Jahren oder nie in
die Geschäfte kommen. Aber wir
verstehen genau, alles läßt sich
nicht auf einmal in Ordnung
bringen. Und das Leben stellte
neue Fragen und Probleme. Da-
für ist Offenheit gut. Indem wir
jeden Tag unsere Planaufgaben
erfüllen und auch noch etwas
mehr tun, sind wir es doch, die
Grundlagen für gute Politik
schaffen.

Telefongespräch zwischen
Egon Krenz und Helmut Kohl

Interessen der Werktätigen müssen
überall besser vertreten werden
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vor Verkäuferinnen:

Bedarf—Maßstab
des Wirfschaffens

Rund hunderttausend Bürger
auf Kundgebung in Dresden

Garantien für
kernwaffenfreie
Ostsee vereinbaren

XVIII. Festival des
sowjetischen Films

Wie geht der Ministerrat an
seine neuen Aufgaben heran?
Zusätzlich Import von Konsumgutern und Lebensmitteln / Spürbar
sollen Produktion und Angebot von Ersatzteilen verbessert werden

Neonazis haben in
der DDR keine Chance

150000 junge Briten
haben kein Obdach

USA-Gefängnismeuterei
forderte 42 Verletzte

32 Hütten einer „Favela"
bei Erdrutsch begraben

Berlin (West) muß
Politik zur DDR
neu bestimmen

Freitag,
27. Oktober 1989
44. Jahrgang / Nr. 253

B-Ausgabe
Einzelpreis 15 Pf

1 1

Siehe auch Seite 3

Weiterer Bericht Seite 5

(Fortsetzung auf Seite 2)
Siehe auch Seite 7

Siehe auch Seite 7

Ausfuhrlich auf Seite 5

(Fortsetzung auf Seite 3)

-^•w -w- T B P ^ ^ ProletarierauerLanaenvereimgteuch!

NEUES DEUTSCHLAND

B e r l i n <ADN). DDR-Staats-
ratsvorsitzender Efon Krenz und
Bundeskanzler Helmut Kohl führ-
ten am Donnerstagvormittag ein
zwanzigminütiges Telefonge-
spräch, das, wie ADN mitgeteilt
wurde, in einer sachlichen und
konstruktiven Atmosphäre ver-
lief.

Egon Krenz und Helmut Kohl
unterstrichen ihr Interesse an
einer Fortentwicklung der Bezie-
hungen zwischen beiden deut-
schen Staaten und an der Fort-
setzung der praktischen Zusam-
menarbeit. Egon Krenz verwies
in diesem Zusammenhang auf
seine Reden vor dem Zentralko-
mitee und vor der Volkskammer
der DDR. In ihnen habe er von
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In unserem Lantie ist in den
letzten Tagen allerhand in Gang
gekommen. Zwar haben wir
schon immer gesagt, was uns
nicht paßte. Doch manche Dinge
rührten sich einfach nicht vom
Fleck, einiges wurde unter den
Teppich gekehrt. Ich bin auch
dafür, allerhand umzukrempeln.
Aber mit Diskussionen allein
kommen wir nicht weit. Deshalb
mal ein Wort von Kumpel zu
Kumpel. Wir müssen auch zu-
packen und das beiseite räumen,
was uns im Wege steht. Mit an-
deren Worten: Ordentliche Arbeit
zählt heute mehr denn je. Wende
verstehe ich als Aufbruch, nicht
sich im Kreise drehen.

Wenn unser Betriebsdirektor
wieder einmal bei uns in die
Halle rein schaut, wüßte ich schon
einige Dinge, über die ich mit ihm
reden möchte. Oder ich würde
ihm einfach mal unsere Meßmit-
tel zeigen. Einigen traut man
nicht mehr viel zu. Bei uns Dre-
hern geht es oft um Hundertstel.
Welchen Werkzeugbauer kratzt es
nicht, wenn er ein Teil zurückbe-
kommt mit der Bemerkung, da
hast du dich wohl etwas vermes-
sen. '

Klar wissen wir, daß es nicht
allein an unseren Materialbe-
schaffern im Betrieb liegt, wenn
dies oder jenes fehlt. Bloß, mit
gutem Willen allein ist Qualität
nicht zu schaffen. An unserer Be-

reitschaft, mehr ^und besser zu
arbeiten, mangelt es wahrlich
nicht. Wir wissen, uns — und da-
mit meine ich das ganze Land —
hat noch nie einer etwas ge-
schenkt. Für ordentliche Arbeit
braucht es aber auch ordentliche
Arbeitsbedingungen. Nicht, daß
wir bei der kleinsten Schwierig-
keit in den Sack hauen — wir
bügeln viel aus. Doch manches
davon kommt uns im wahrsten
Sinne des Wortes teuer zu stehen.

Wie die Geschichte mit unserem
„ungeschickten" Roboter. Er sollte

zwei NC-Maschinen bestücken.
Aber er stand die meiste Zeit.
Zum Schluß schön eingepackt in
der Ecke neben dem Hallentor.
Jedesmal, wenn ich daran vorbei
mußte, hatte ich eine sagenhafte
Wut im Bauch. Ein Stück von
unser aller Vermögen zum Fen-
ster rausgeworfen. Mit Schneid-
brennern wurde der Roboter
schließlich zerlegt und auf den
Schrottplatz gefahren.

Wenn ich Pfusch abliefere,
dann muß ich für Nasse nach-
arbeiten. Das ist in Ordnung.
Schließlich bekomme ich mein
Geld für anständige Arbeit. Mei-
ne Arbeit — meine Verantwor-
tung. Doch wer trug die Verant-
wortung für den Roboter? Nicht,
daß wir nur die fehlenden Lat-
ten am Zaun des Nachbarn sehen.
Auch bei uns selbst läuft nicht
alles völlig rund. Mehr oder we-
niger kümmert sich jeder selbst
um die richtigen Stähle und Boh-
rer. Für diese Lauferei geht eine
Menge Zeit drauf. Für die Ar-
beitsvorbereitung hat aber der
Meister den Hut auf und auch
den besseren Überblick dafür.
Darüber müssen wir in unserer
Truppe reden. Weil auch das zur
gegenwärtigen Debatte in unse-
rem Land gehört.

Das, was sich einer leistet, soll
von dem abhängen, was er lei-
stet. Wie steht es um dieses Prin-
zip? Im Berliner Stammbetrieb
des Werkzeugmaschinenkombi-
nats „7. Oktober" bereitet die Be-
triebsleitung dazu J -ein piskus-

' sionsmaterial,y,or..Noch in diesem'
Monat wird es den auch hier um-
fänglichen Debatten neuen Stoff
geben. Gedanken und Vorschläge
zum Leistungsprinzip notierte in
einem Gespräch mit Helmut
B a u m und Ulrich L a c h e n -
m e i r , beide Schleifer in der
Großmechanik, mit Bereichsleiter
Lothar E r n s t und dem stellver-
tretenden Generaldirektor Peter
K1 o p s c h aus dem Stamm-
betrieb des Werkzeugmaschinen-
kombinats ND-Redakteur Michael
B a u f e l d .

ND: Das Leistungsprinzip wird
viel diskutiert - geht es dabei
eigentlich nur ums Geld?

Ulrich Lachenmeir: Erst einmal
geht es >natürlich um Leistung.
Mehr Leistung ist unser Prinzip.
Dazu stehen wir. Gerade deshalb
überlegen wir auch, was Leistung
behindert. Angefangen bei Ma-
schinen, die zu oft ausfallen. Das
betrifft nicht nur die 15 Jahre
alten, sondern auch ganz neue!
Das Problem sind Werkzeuge
und Meßmittel. Unser General-
direktor sagte mal treffend: Wir
sind Weltmeister im Improvisie-
ren.

Helmut Baum: „Skandalposi-
tionen" sind auch Zulieferungen
und Ersatzteile. Woran wird die
Leistung der Planer, der Minister
gemessen? Wir wollen hier gutes
Geld verdienen. Wir kommen
nicht zum Ausfegen her.

Peter Klopsch: Wichtiges Thema
in den Debatten zum Leistungs-
prinzip ist natürlich auch das
Geld, daß heißt eine leistungs-
fördernde Nutzung des Lohn-
fonds.

ND: Mir schein», dies wird hin
und wieder mißverstanden . . .

Peter Klopschr Oft wird über
das Leistungsprinzip und seine
Durchsetzung nur soweit geredet,
wie es einen selbst nicht be-
rührt. Insofern wird unser Dis-
kussionsmaterial mächtig Staub
aufwirbeln. Denn es zerstört die
Erwartung, daß irgendwoher ein
paar Millionen Mark kommen,
und für jeden etwas abfällt. Wir
haben eine klare Position: Wir
wollen das Leistungsprinzip
wirksamer machen ohne eine
Mark zusätzlich im Lohnfonds.
Wir wollen eine gerechtere Nut-
zung — iür einen Zuwachs an
Leistung.

ND: Wos muß dazu im Betrieb
verändert werden?

Peter Klopsch: Wir wollen stär-
ker differenzieren. So denken wir,
es ist gerecht, wenn in Forschung
und Entwicklung unsere Spitzen-
leute um mehrere hundert Mark
besser verdienen als die Schlech-
testen. Mit 150 Mark Unterschied
mache ich niemandem deutlich,
daß seine Leistungen mies sind.

Lothar Ernst: Auch folgendes
wird geändert: Bislang bekommt
eben -ein Meister — bei unum-
stritten höherer Verantwortung
— gerade soviel raus wie ein
Facharbeiter seines Bereichs.

ND: Woher soll das Geld kom-
men?

Peter Klopsch: Zwei Wege:
Zum einen wollen wir Differen-
zierung nicht so verstanden wis-
sen, daß wir nur den Besten mehr
geben. Konsequent muß Nicht-
Leistung zu Abzügen führen. Eine
Sache,, die^icheE. auch auf Wider-
spruch stößt...Wo gibt es einen,
der leichten Herzens auf ge-
wohntes Geld verzichtet?

Zjm zweiten wollen wir die
Arbeitskräftezahl im Betrieb re-
duzieren. Mindestens um 200
Werktätige, die im Territorium
andere gesellschaftlich nützliche
Arbeit übernehmen sollen. Auch
hier: Kaum einer ist nicht über-
zeugt, daß es mit 10 Prozent we-
niger Leuten geht, doch wenn
einer sagt, Du bist das . . .

N D : . . . sind Konflikte vorpro-
programmiert.

Peter Klopsch: Klar, auch mit
einigen gesetzlichen Bestimmun-
gen. Wir brauchen deshalb eine
gründliche Diskussion. Wir legen
alles offen, jeder soll sich ein Bild
machen können. Und wenn die
Gewerkschaft „nein" sagt, dann
geht nichts, gar nichts über die
Bühne.

Ulrich Lachenmeir: Streit ist
nötig. Wir wollen, daß man fürs
Geld ordentlich was tun muß.
Deshalb darf Leistungsprinzip
nicht nur für einige gelten. Bei
uns an den Maschinen äst alles
nachprüfbar. Für Fehler gibt's die
Quittung. Doch was ist, wenn
einer im Büro falsche Belege aus-
fertigt, Zeichnungen nicht stim-
men? Oder: die „Schließzeiten" in
der Verwaltung. Das kann den
ganzen Betrieb lahmlegen! Gar
niefit zu reden von den Geburts-
tagsfeiern oder wenn man ganze
Abteilungen zum Spalierstehen
bei Staatsbesuchen schickt. Über-
all sollte die gleiche Elle ange-
legt werden.

Peter Klopsch: Bei rund 80 Pro-
zent der Beschäftigten im Betrieb
ist die Leistung nicht normierbai.
Hier wird künftig die Leiterent-
scheidang maßgeblich. Das ist
eine große Verantwortung. Dem
Leiter wird ein erheblicher sub-
jektiver Spielraum gegeben.

ND: Ist gesichert, daß subjektiver
Spielraum nicht zu subjektivistischem
wird?

WERKZEUGMASCHINENFABRIK AUERBACH: Von einem zentralen Rechnerraum aus (Bild oben)
werden in dem „Heckert"-Betrieb sowohl das flexible Maschinensystem FMS 400 (Bild rechts) ge-
steuert als auch Umschlags- und Lagerprozesse. Das FMS ermöglicht bei der Bearbeitung prismati-
scher Teile einen Produktivitätszuwachs um 350 Prozent. Zugleich wurden 15 Werktätige für andere
Aufgaben im Betrieb frei Fotos: ZB/Thieme

Zwickau (ND). Tausende Zwik-
kauer Bürger trafen sich am Mitt-
wochabend auf dem Hauptmarkt.
Sie forderten eine kritische Be-
wertung der gesellschaftlichen
Entwicklung und spürbare Ver-
änderungen. 13 Redner ergriffen
auf der vom Kreisausschuß der
Nationalen Front einberufenen
Kundgebung das Wort. Nach der
Eröffnung durch den Kreissekre-
tär der Nationalen Front, Karl-
Heinz Röber, sprachen der Arbei-
ter Horst Kienitz aus dem VEB
Sachsenring, der Direktor der
Technischen Hochschule Zwickau,
Prof. Dr. sc. techn. Horst Aurich,
der 1. Sekretär der SED-Kreislei-
tung Helmut Repman, der LDPD-
Kreisvorsitzende Gerhard Richter,
die Schauspielerinnen Ute Zschied-
rich und Ellen Schaller, der
Oberbürgermeister Heiner Fischer,
der Direktor für Ökonomie im
Fleischverarbeitungsbetrieb, Heinz
Meyer, der Krankenpfleger Ro-
land Frenzel, die Kreisvorsitzende
der DBD, Ingrid Dörfel, der Päd-
agogikstudent Sven Hecker und
der Elektriker in einem Hand-
werksbetrieb Bernd Arzt. Im An-
schluß daran standen in einer
Vielzahl von Gesprächsgruppen
Ratsmitglieder und andere Funk-
tionäre der Stadt den Bürgern
Rede und Antwort. Ein Teil
der Kundgebungsteilnehmer zog
in einer friedlichen Demonstra-
tion durch die Innenstadt.

Jena (ADN). Im -Anschluß an
einen Fürbitt-Gottesdlenst in der
Jenaer Michaeliskirche formierte
sich am Mittwochabend ein fried-
licher Demonstrationszug mit
5000 Teilnehmern durch die In-
nenstadt zum Rathaus. Die De-
monstranten übergaben an Ober-
bürgermeister Hans Spahn eine
Petition sowie einen zuvor in der
Stadtkirche verlesenen offenen
Brief. Der Oberbürgermeister
schlug im Gespräch mit ihnen
vor, die Probleme nicht auf der
Straße zu lösen, sondern im Dia-
log mit den Verantwortlichen des
Rates der Stadt zu klären. Er be-
kräftigte, daß dazu das Rathaus
für jeden Bürger offensteht.

öffentlichen Diskussion stellen
wird.

Ich möchte hier betonen: Bei
allem, was wir jetzt anpacken,
kann es nur um reale Aufgaben-
stellungen gehen, die den Mög-
lichkeiten unserer Wirtschaft ent-
sprechen und von den Bürgern
mitgetragen werden. Das setzt
voraus, die Bürger entschieden
stärker in die Vorbereitung staat-
licher Entscheidungen einzube-
ziehen, ihre Ideen, Kritiken und
Hinweise besser nutzbar zu ma-
chen.

Eine grundlegende Schlußfolge-
rung für unsere Arbeit sehe ich
darin, daß der Ministerrat als
Ganzes und jedes seiner Mitglie-
der die Verantwortung für die
Gesellschaft uneingeschränkt
wahrnehmen. Das Gleiche gilt
für die Arbeit aller örtlichen Rä-
te, so wie es im Gesetz über die
örtlichen Volksvertretungen ver-
ankert ist.

Ein wichtiges Element dabei ist
die Fortsetzung der bewährten,
kameradschaftlichen Zusammen-
arbeit aller im Ministerrat ver-
tretenen Parteien und unserer
Zusammenarbeit mit den gesell-
schaftlichen Organisationen.

Die Funktionäre des Staats-
und Wirtschaftsapparates auf al-
len Ebenen haben ihre Entschei-
dungen stets allseitig zu durch-
denken und — wo erforderlich —
fundierte Aufwand-Nutzen-Rech-
nungen zugrunde zu legen. Not-
wendig ist Eigenverantwortung,
initiativreiches Handeln, ein küh-

t-ries. und mutiges Hinwenden, zum!
Neuen, zum Besseren für unsere
sozialistische Gesellschaft und
ihre Bürger. Und dabei werden
wir auch engstens mit den Mas-
senmedien zusammenarbeiten.

Rundfunk: In diesen Tagen ist
häufig die Rede von SofortmaBnah-
menmen. Sofortmaßnahmen offen-
sichtlich, um die gravierendsten Pro-
bleme zu lösen. Was unternimmt
denn der Ministerrat, damit zum
Beispiel für jedermann sichtbar Fort-
schritte bei der Versorgung erreicht
werden?

WilU Stoph: Die Regierung hat
sich in der vergangenen Woche

Was gibt es für eine Verkäufe-
rin schönereSj als zu verkaufen?
Dies stand am gestrigen Donners-
tag im Berliner CENTRUM-Wa-
renhaus am Hauptbahnhof durch-
aus nicht als rhetorische Frage
im Mittelpunkt der vielen Ge-
spräche mit Werner Jarowinsky.
Denn das größte Warenhaus der
Republik, das täglich rund 60 000
Kunden zählt, hat zwar gegen-
wärtig seinen Umsatzplan mit
20 Millionen Mark überboten,
aber trotzdem heißt es noch viel
zu oft: „Tut mir leid, nicht im
Angebot..."

Warum das so sei, warum mit
bestimmten Artikeln manchmal
nur stundenweise versorgt werden
könne — diese Frage warf Wal-
traud Hering, Verkaufsabteilungs-
leiter Kosmetik, auf. Werner Ja-
rowinsky erwiderte, daß er die
Sorgen der Verkäuferinnen voll
verstehe. „Wir müssen die Be-
triebe künftig mehr auf den tat-
sächlichen Bedarf orientieren. Be-
stimmte ökonomische Zwänge
wirken dem heute noch entgegen.
Das müssen wir ändern. Unsere
Volkswirtschaft müssen wir von
einer Forderungswirtschaft in
eine Angebotswirtschaft umge-
stalten. Betriebe sollten in die
Lage versetzt werden, wirtschaft-
lich zu arbeiten. Das wird sich
dann auch auf dem Ladentisch
widerspiegeln." Auf die aktuelle
Situation eingehend, sagte der Po-
litiker, daß Sofortmaßnahmen
auch für dieses CENTRUM wirk-
sam werden. Noch im IV. Quar-
tal, rechtzeitig vor den Feiertagen,
kämen zusätzliche Waren.

Ein anderes Problem warf Heidi
Plischka in die Debatte. Sie ist
Verkaufsabteilungsleiter im Be-
reich Untertrikotagen. Eine Gar-
nitur kostet im CENTRUM 10,90
Mark — ausländische Käufer, dar-
unter auch Spekulanten, kaufen
diese und andere Ware in enor-
men Stückzahlen ab. Ähnliches
bestätigte aus der Sicht der Fein-
kosthalle Dieter Nowoczin. Beide
CENTRUM-Mitarbeiter fragten,
wie man sich in dieser Frage ver-

halten solle. Ihnen wurde geant-
wortet, daß der Ministerrat der
DDR beauftragt äst, eine akzep-
table Lösung dieses Problems aus-
zuarbeiten. In Verbindung mit
Zoll- und Finanzorganen seien
auch auf diplomatischem Wege
Lösungen, in beiderseitigem Ein-
vernehmen zu finden.

Handelsbereichsleiter Ralf
Plischka ergänzte, daß vor dem
Warenhaus aber auch blühender
Handel stattfinde, von Privatper-
sonen. „Diesen Leuten können
wir letztlich nur erfolgreich be-
gegnen, wenn unsere Industrie
jenen Modeschmuck herstellt, den
sie gegenwärtig feilbieten." Wer-
ner Jarowinsky informierte in
diesem Zusammenhang darüber,
daß der Volks'kammerausschuß
für Handel und Versorgung, des-
sen Vorsitzender er ist, über eine
neue Gewerbegesetzregelung und
Gewerbeaufsicht berät.

Im Bereiche Jugendmode
stimmte Bernd Lemaitre der von
Werner Jarowinsky geäußerten
Überlegung nach einer dringend
erforderlichen Wirtsehaftsreform
zu. Er nannte Betriebe wie das
Bekleidungswerk Erfurt oder den
VEB Damenmode Plauen, deren
Mäntel er als „Pferdedecken" be-
zeichnete und die deshalb auch
seit Jahren unverkäuflich auf der
Stange hängen. Auch durch Preis-
senkungen sind sie nicht absetz-
bar. Diese Feststellung ändere aber
nichts daran, daß er wie alle seine
Kollegen für gut organisierte
Schlußverkäufe sei.

Vom Verkaufsabteiltmgsleiter
Michael Wittig erfuhr das Mit-
glied des Politbüros, daß in sei-
nem Bereich bisher bereits 2000
Luftfilterhauben zusätzlich aus
dem VEB Elektroprojekt und An-
lagenbau Berlin verkauft wur-
den. Reklamationen kenne man
bei diesem Erzeugnis nicht. Ein
gutes Beispiel, wie Betriebe ar-
beiten müssen, entgegnete Wer-
ner Jarowinsky: plangerecht, zu-
verlässig, täglich den Bedarf, die
Wünsche der Käufer vor Augen.

Gino H e i n z e

mit der plan- und vertragsgerech-
ten Bereitstellung von Waren und
Leistungen in hoher Qualität, mit
dem Angebot im Einzelhandel,
mit Dienstleistungen für die Be-
völkerung beschäftigt.

Es wurden Beschlüsse zum zu-
sätzlichen Import von technischen-
Konsumgütern und Lebensmitteln
gefaßt. Große Anstrengungen un-
ternehmen wir für eine erhöhte
Produktion und bessere Versor-
gung mit Ersatzteilen, technischen
Konsumgütern sowie mit Texti-
lien, insbesondere Untertrikota-
gen. Genannt seien hier auch
Maßnahmen zur Verbesserung
der Versorgungstransporte. Des
weiteren werden Ausrüstungen
und Ersatzteile für die Fleisch-
verarbeitung und die Milchwirt-
schaft noch im IV. Quartal dieses
Jahres bereitgestellt.

Diesen und anderen eingeleite-
ten Maßnahmen werden weitere
folgen. Dennoch müssen wir uns
darüber im klaren sein, daß nicht
alle anstehenden Probleme zu
gleicher Zeit gelöst werden kön-
nen. Für eine Reihe dieser Auf-
gaben werden Lösungswege mit
dem Entwurf des Volkswirt-
schaftsplanes 1990 vorgeschlagen.
Zur Verwirklichung der Beschlüsse
der 9. Tagung des ZK der SED
werden in Vorbereitung des
XII. Parteitages, in der Direktive
für die Entwicklung der Volks-
wirtschaft in den Jahren 1991 bis
1995 Lösungsinöglichkeiten gefun-
den werden müssen.

Noch ein Wort zu unseren Be-
wertungsmaßstäben .für. F.ort-.
schritte auf »dem Gebieti deh Ver-
sorgung: Wir werden den Beitrag,
den jeder Betrieb für die Bevöl-
kerungsversorgung zu leisten hat,
nicht mehr an abstrakten Wachs-
tumsraten, irgendwelchen Kenn-
ziffern oder statistischen Durch-
schnittswerten messen.

Lassen Sie mich nochmals be-
kräftigen: Ausgangspunkt jedes
Fortschritts in unserer Volks-
wirtschaft ist die Sicherung einer
planmäßigen proportionalen Ent-
wicklung, die den ökonomischen
Gesetzen des Sozialismus ent-
spricht. Hier wurden in der Ver-
gangenheit Abweichungen und
Fehlentwicklungen zugelassen,
die letztlich zu den bekannten
Schwierigkeiten führten. Ich er-
wähne hier nur die Ersatzteil-
versorgung, Zulieferprobleme,
Versorgungsfragen der Bevölke-
rung bei ausgewählten Erzeug-
nissen und manches andere, was
heute lebhaft diskutiert wird.
Nur bei klarer Bestandsaufnahme
und ungeschminkter Analyse
können wir unsere auf die Stabi-
lisierung und weitere Verbesse-
rung des Lebensniveaus der Be-
völkerung orientierte Produktion
so gestalten, daß der gegenwär-
tige Bedarf der Bürger besser
gedeckt und die wachsenden Be-
dürfnisse künftig immer besser
befriedigt werden. Das wird nur
schrittweise möglich sein. Wir
tun, was wir können. Wir können
nur das verbrauchen, was vorher
produziert worden ist. Dafür ha-
ben die staatlichen Leiter — be-
ginnend beim Ministerrat — die
erforderlichen materiellen Be-
dingungen zu gewährleisten.

Fernsehen: Das Vertrauen in die
Regierung hat ja ohne Zweifel auch
gelitten. Wie kann man trotzdem
oder wie muß man gerade deshalb

jetzt die Zusammenarbeit mit der
Bevölkerung gestalten?

Willi Stoph: Die Regierung und
der gesamte Staatsapparat haben
uneingeschränkt dem Volke zu
dienen. Wir sind uns im Kollek-
tiv des Ministerrates darüber im
klaren, daß überall harte Arbeit
und wohldurchdachte Entschei-
dungen im Interesse der Men-
schen erforderlich sind, um das
Vertrauen der Bürger zur Regie-
rung zu festigen oder wieder her-
zustellen.

Überall und von jedem müssen
Vorschläge, Hinweise und Kriti-
ken sowie Eingaben ernstgenom-
men und in der täglichen Arbeit
genutzt werden. Im verstärkten
Umfange werden Mitglieder, der
Regierung mit Kollektiven in
Betrieben, Einrichtungen und
Territorien beraten. Die Regie-
rung ist für einen offenen und
ehrlichen Dialog mit allen Bür-
gern. Sie ist bereit, deren Ge-
danken und Fragen aufzugreifen
und gemeinsam nach Lösungen
zu suchen, die den Interessen des
Volkes entsprechen und auf die
weitere sozialistische Entwick-
lung gerichtet sind.

Rundfunk: Eine wichtige Forde-
rung, ein wichtiges Problem in der
Kommunalpolitik ist ja wohl auch
die Erhöhung der Eigenverantwor-
tung. Ich weiß, Sie haben gestern
bis in die späten Abendstunden hin-
ein mit den Vorsitzenden der Räte
der Bezirke rusaimimenges&ssen. Was
wird sich denn da ändern? *"

Willi- Stoph: Die Beratung
1 diente der Auswertung der 9. Ta-
gung des ZK der SED, und es
fand ein umfassender Erfahrungs-
und Meinungsaustausch mit den
Repräsentanten der örtlichen Or-
gane über die gegenwärtige Lage
im Lande und über die Erfüllung
des Volkswirtschaftsplanes 1989
statt. Inhalt der Aussprache war
der Ausbau der Grundlagen für
eine gute Kommunalpolitik, die
Stärkung der Eigenverantwortung
der Räte der Bezirke und Kreise,
der Städte und Gemeinden. Dafür
gab es viele Vorschläge, die
gründlich geprüft werden. Not-
wendig ist die Aktivierung der
Arbeit der Betriebe der Woh-
nungswirtschaft, der Sta4twirt-
schaft sowie der Versorgungs-
und Dienstleistungseinrichtungan.
Es wurde vorgeschlagen, den ört-
lichen Räten eine höhere Verant-
wortung für den Wohnungs- und
Gesellschaftsbau zu übertragen,
die sie unter Einbeziehung der
Bürger in die Lage versetzt zu
entscheiden, was, wann und an
welchem Standort gebaut wird.

Alle unsere Erfahrungen leh-
ren, daß Fragen, die das Leben
der Menschen in den Territorien
betreffen, von den Verantwortli-
chen nicht ernst genug genom-
men werden können. Diese und
andere Fragen der praktischen
Tätigkeit waren Gegenstand der
Beratung.

Entscheidend ist, daß die Kom-
munalpolitik wesentlich stärker
von den gewählten Abgeordneten
und den Vorschlägen und Hin-
weisen der Bürger getragen wird.
Alle Bürger müssen sich in ihren
Heimatorten wohl fühlen; sie
müssen spüren, daß sie gebraucht
werden und an Entscheidungen
teilhaben. Heute sind Rat und Tat
jedes einzelnen besonders gefragt.

Ein Beispiel dafür, wie Versor-
gungsschwierigkeiten ihre Ur-
sache nicht selten im ungenügen-
den Zusammenwirken verant-
wortlicher Stellen haben, spielte
am Donnerstag in Gesprächen
von Werktätigen des NARVA-
Glühlampenwerkes Plauen mit
dem Vorsitzenden des Zentral-
vorstandes der IG Metall, Ger-
hard Nennstiel, mehrfach eine
Rolle. Als unlängst durch eine
staatliche Verordnung festgelegt
wurde, daß Fahrer von Zweirad-
fahrzeugen auch am Tage mit
eingeschaltetem Scheinwerfer zu
fahren haben, kam es rasch zu
einem enorm größeren Bedarf an
Bilux-Lampen. Verärgerte Kun-
den in den IFA-Filialen, schon
gar nicht zu reden vom Thema
Verkehrssicherheit... Joachim
Pötzschner, Abschnittsleiter des
Bereiches, in dem diese Lampen
gefertigt werden, bringt es auf
den Punkt: Wäre diese Neurege-
lung rechtzeitig mit unserem Be-

trieb abgestimmt worden, hätten
wir uns gleich darauf einstellen
können.

Die Plauener Glühlampenwer-
ker beschränken sich nicht auf
die Frage, wem da ein Licht auf-
gehen muß. Nachdem sich die
Kollektive bereits zu einer zu-
sätzlichen Produktion von 90 000
Biluxlampen verpflichteten, wol-
len sie jetzt noch weitere 10 000
Stück zulegen. Die Voraussetzun-
gen dafür wurden unter anderem
durch eine bessere Organisation
der Produktion geschaffen, wozu
auch Vorschläge der Werktätigen
dieses Bereiches beitrugen.

Das Beispiel erscheine vielleicht
klein, gemessen an anderen Pro-
blemen im Land, meinte Opera-
tivtechnologe Dietmar Strobel.
Aber auch so etwas müsse endlich
der Vergangenheit angehören,
fügte Vertrauensfrau Antje Pocza-
tek hinzu.

Günther W e n d e k a m m

sollte man über
Änderungen nach-

ND: Das erfordert
aber, denke ich,
sorgfältige Überle-
gung, genaues
Rechnen. Und si-
cherlich sollte man
Subventionen auch
nicht pauschal in
Frage stellen.

Da sind wir einer
Meinung, aber
warum wird ein
Holzquirl subven-
tioniert? Und vor
allem: Bei einem
Großteil der Sub-
ventionen ist Miß-
brauch, Ver-
schwendung vor-
programmiert.

Lothar Ernst: Ich möchte ein
weiteres Problem bei der Durch-
setzung des Leistungsprinzips an-
sprechen. Gute Facharbeiter
streichen die Segel, gehen als
Hausmeister, Fensterputzer. Oder
züchten Rosen. Weil man so mit
weniger Anstrengung gleiches
Geld verdient.

ND: Der Raum auf dieser Zei-
tungsseite gebietet, hier einen
Schlußpunkt zu setzen, nicht aber in
der Debatte um das, was Leistung
hemmt und Leistung fördert. Wir
bleiben in der Diskussion.

Peter Klopsch: Schließlich
noch ein Gedanke zur Leistung
und ihrer Bewertung. Eigentlich
entscheidend in der Ökonomie ist
der Gewinn. Doch ist er ver-
gleichbar? Was ist das für ein
Gewinn in Betrieben, die Laden-
hüter produzieren, in denen trotz-
dem die Kasse stimmt? Wir
brauchen langfristig wirkende
und für alle gleiche, ökonomisch
begründete Normative.

Peter Klopsch: Blick für den
Wert der Dinge, Sparsamkeit —
das läßt sich nicht mit mora-
lischen Appellen allein erreichen.

.Der hat die Kurve gekriegt" - so sieht das unser
Zeichner Klaus Arndt

der Nachtschicht
kostet das Essen

60 Pfennig. Also kaufen sich et-
liche drei, vier Portionen. Das
Fleisch wird gegessen (oder ein-
gepackt!), der Rest weggeworfen.
Würde festgelegt, jeder bekommt
pro Schicht fünf Mark dazu, und
das Essen kostet entsprechend,
wäre das garantiert anders.

sieht dos unser „.H e l I?M t B a u m :

Ein Beispiel. In

Ein Wort von Kumpel zu
Kumpel: Ordentliche Arbeit
zählt heute mehr denn je

Leistung — das ist unser Prinzip,
aber was gilt das Leistungsprinzip?
Es geht nicht nur ums Geld - Gedanken und Vorschläge aus dem
Kombinat „7. Oktober" zu einer Frage, die heiß diskutiert wird

In Zwickau und
Jena friedliche
Demonstrationen

Wie geht der Ministerrat an
seine neuen Aufgaben heran?

Der Umsatz stimmt — doch
Käuferwünsche bleiben offen

Bilux-Birnen und die Frage,
wem ein licht aufgehen muß

Foto: ND/Lanee

Peter Klopsch: Da ist zum einen

(Fortsetzung von Seite 1)

denken

tun.

stung. und Bedürftigkeit, dann

Peter Klopsch: Wenn wir uns
Gedanken machen darüber, was
die Durchsetzung des Leistungs-
prinzips hindert, müssen wir über
den Betrieb hinausgehen. Und
da bin ich der Meinung; daß
überzogene Subventionspolitik
schadet. Wenn 70 Prozent dessen,
was in der Lohntüte steckt, noch
einmal dazukommen, breit ge-
schüttet unabhängig von Lei-

die Gewerkschaftsgruppe gefor-
dert. Zum anderen wollen wir
diese Verantwortung so hoch ho-
norieren, daß ihre Wahrnehmung
erstrebenswert ist.

Lothar Ernst: Ja, der Ausein-
andersetzung ausweichen ist na-
türlich: bequemer. • In1 diesem
Punkt haben wir alle mit uns zu
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Von Andreas Ebersbach , Dreher in den BMHW Berlin

Berliner Werkzeugmaschinenbauer:

Debatte mit Werner Jarowinsky im CENTRUM-Warenhaus

Gerhard Nennstiel bei Plauener Glühlampenwerkern
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